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Rechnung ohne den Wirt
Der Gesetzesentwurf setzt aus-
drücklich auf Denunziation: 
Dass es soweit kommen könnte, 
hat gewiss nicht an der  Offen-
heit der Dehoga Toleranzaktion 
gelegen. Der Deutsche Hotel- 
und Gaststättenverband lud 
Befürworter und Gegner eines 
Rauchverbots in der Gastrono-
mie gleichermaßen zu seiner 
Podiumsdiskussion über dieses 
Thema ein, um der Politik ein 
Stimmungsbild zu bieten. Die 
SPD jedoch sagte offiziell „aus 
Termingründen“ ab, die CDU 
gab gar offen zu, dass aus ih-
rer Sicht kein Gesprächsbedarf 
mehr zu diesem Thema bestehe. 

Was das Wahlvolk von sol-
cher Zurückhaltung der Kieler 
Regierungsparteien hält, war 
unmissverständlich auf Trans-
parenten Gaardener Wirte in 
der TraumGmbH zu lesen, wo 
zumindest auf dem Podium die 
Kritiker einer Überregulierung 
in der Gastronomie deutlich in 
der Überzahl waren. Lediglich 
die Grüne Monika Heinold be-
kannte sich zu einem Rauchver-
bot in Diskotheken, Restaurants 
und Gaststätten, betonte sogar, 
dass ihr der Gesetzesentwurf 

der schwarzroten Koalition 
nicht weit genug gehe. Grund: 
Die vorgesehene Ausnahmere-
gelung, das Rauchen in sepa-
raten Räumen zuzulassen, un-
terlaufe den Gesundheitsschutz 
des Personals. Passivrauchen 
könne nach wissenschaftlichen 
Erkenntnissen dem Körper 
Schäden zufügen.

Pure Panikmache sind solche 
Argumente für Prof. Günter 
Ropohl, Ingenieur und habili-
tierter Philosoph und Soziologe. 
Die Behauptung des Deutschen 
Krebsforschungszentrums, 
dass hierzulande jährlich 3300 

Menschen an Passivrauchen 
sterben, bezeichnete Ropohl 
als Ergebnis von „spekulativen 
Zahlenspielereien, die irgend-
welche statistischen Daten in 
einen fragwürdigen Zusam-
menhang bringen“. Tatsächlich 
gebe es nicht einen seriösen 
Beweis dafür, dass auch nur ein 
einziger Todesfall auf Umge-
bungsrauch zurückgeht.

Christoph Lövenich Vorsit-
zender des Vereins Netzwerk 
Rauchen betonte, dass bislang 
noch keine Messung der In-
nenluft in gastronomischen 
Einrichtungen eine Überschrei-

tung von Grenzwerten ergeben 
habe. „Sorge um die schiere 
Existenz“ äußerte  DEHOGA-
Kreisvorsitzender Peter Mein-
cke. Kleine Betriebe könnten 
massive Umsatzrückgänge 
erleiden - ohne jede Not. Aus 
langer Erfahrung heraus könne 
er berichten, dass Raucher und 
Nichtraucher ihre Interessen  
oft geradezu „freundschaftlich“ 
in Einklang bringen. 

Verständnis für ihre Sorgen 
fanden die Gastronomen bei der 
politischen Opposition. „Wa-
rum lassen wir das nicht die 
Gastwirte entscheiden?“, frag-
te Heiner Garg von der FDP-
Landtagsfraktion. Schließlich 
werde niemand gezwungen, 
Lokale aufzusuchen, in denen 
geraucht wird. Und die Gastro-
nomen würden schon aus be-
triebswirtschaftlichem Interes-
se mehr Nichtraucherbereiche 
ausweisen, wenn der Bedarf 
geäußert wird. 

Rüdiger Schulze vom Süd-
schleswigschen Wählerbund 
führte grundsätzliche Argu-
mente ins Feld. Der Nichtrau-
cherschutz sei ein klassisches 
Gebiet, auf dem die Gesell-

schaft zu beweisen habe, „dass 
sie in der Lage ist, auch ohne 
Verbote auszukommen“. Doch 
die Hoffnung war in der Runde 
begrenzt. Prof. Ropohl sprach 
von einem „Gesundheitsfa-
schismus“, der ohne Rücksicht 
auf Fakten vorgebe, was den 
Menschen gutzutun habe. Die 
vorgesehene Überwachung des 
geplanten Rauchverbots geht 
aus Sicht der Kritiker in diese 
Richtung. Mehr Personal ist 
nach dem Entwurf der Koaliton 
nicht vorgesehen, stattdessen 
setzt man bei Verstößen auf 
Hinweise von nichtrauchenden 
Gästen. „Das ist die Aufforde-
rung zur Denunziation“, sagte 
FDP-Politiker Garg.

Vielleicht aber haben die 
schwarzroten Gesundheitspo-
litiker am Ende die Rechnung 
ohne den Wirt gemacht. Chris-
toph Lövenich zitierte Beispiele 
aus Nachbarländern, in denen 
das Rauchverbot gilt und die 
Glimmstängel trotzdem munter 
glühen: „In vielen Gaststätten 
werden zumindest zu vorge-
rückter Stunde die Gesetze ig-
noriert, und die Schwarzgastro-
nomie blüht.“  (ar)

Verfassungswidrig und undemokratisch
„Ich halte ein Rauchverbot in un-
serer Branche für verfassungs-
widrig und undemokratisch“, 
sagte Peter Bartsch auf der DE-
HOGA-Jahresversammlung des 
Kreisverbandes Dithmarschen. 
Der Präsident des DEHOGA S-
H, der mit großer Mehrheit auch 
im Kreisverband wieder zum 
Vorsitzenden gewählt wurde, 
erhielt viel Applaus für seinen 
Vortrag. Er sprach vor allem 
über  den Zigarettenkonsum, 
der seiner Meinung nach „libe-

ral zu handhaben“ sei. Bartsch 
weiter:  „Wir brauchen indivi-
duelle Regelungen und keine 
Entscheidungen von oben.“ Mit 
Nachdruck argumentierte er: 
„Die Gäste und der Markt re-
geln, was gewünscht wird. Das 
Gastgewerbe spricht sich für 
Toleranz aus. Raucherlogen ha-
ben genauso ihre Berechtigung 
wie Nichtraucherzonen.“ Auch 
dies wurde mit  starkem Beifall 
bedacht. Inzwischen hat die 
Feststellung auf dem DEHOGA 

Flugblatt, dass die Schädlich-
keit des Passivrauchens wis-
senschaftlich umstritten sei, in 
der Öffentlichkeit zu heftigen 
Diskussionen geführt. Leider 
haben weder Gesundheitsmi-
nisterin Gitta Trauernicht noch 
andere Politiker zu dieser The-
se eine inhaltliche Gegenmei-
nung geäußert. Der Entrüstung 
sollten eigentlich Argumente 
folgen. Die gab es bisher nicht. 
Zur Podiumsdiskussion in Kiel 
erschien Trauernicht erst gar 

nicht. Hat sie gemerkt, dass ihre 
einzige Informationsquelle, das 
DKFZ, möglicherweise unwis-
senschaftlich gearbeitet hat und 
inzwischen immer mehr ins 
Zwielicht gerät?

Im Rahmen der Toleranzak-
tion ist von den Gastwirten die  
Forderung an die Politiker laut 
geworden, ein  unabhängiges 
Expertengremium zur Unter-
suchung der Schädlichkeit des  
Passivrauchen einzusetzen. 
Warum eigentlich nicht?  (ch)

Peter Bartsch: Die Gäste und 
der Markt regeln, was gewünscht 
wird.

Arroganz der Macht: Bei der Podiumsdiskussion des Dehoga fehlten 
SPD und CDU.
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Scharfe Worte: Viel Applaus für Rede von DEHOGA-Präsident Peter Bartsch 

Nichtraucherschutz: Gesellschaft muss ohne Verbote auskommen - FDP für Freiheit der Gastronomen 

Es gibt eine Sache, die ist noch 
schlimmer als politische Verant-
wortungslosigkeit: Politische Kor-
rektheit. Für Nichtraucherschutz zu 
sein ist unter den Angehörigen der 
Regierungsparteien in Berlin und 
Kiel ungefähr so selbstverständlich, 
wie gegen Fußpilz zu sein. Beides 
ist zwar in einer Demokratie erlaubt, 
zumindest Erstgenanntes sollte man 
jedoch auch begründen können. Al-
lein daran hapert es allerdings, denn 
wer den Nichtraucherschutz ins Feld 
führt, glaubt in der Tendenz, schon 
des löblich scheinenden Zieles we-
gen, auf weitere Argumentation ver-
zichten zu dürfen.

Passivrauchen ist gefährlich. 
So einfach ist das. Was schert es 
schon, wenn solche Aussagen wis-
senschaftsmethodisch arg wacklig 
daherkommen und beliebte Betä-
tigungen wie Autofahren ebenfalls 
gefährlich sind, aber geradezu aus-
schließlich im öffentlichen Raum 
ausgeübt werden dürfen. Der politi-
sche Mainstream ist mit den Nicht-
rauchern und sieht über derlei Diffe-
renzierungen locker hinweg. Mehr 
noch: Schon haben die Hohen Pries-
ter der Gesundheitspolitik ein wei-
teres Betätigungsfeld entdeckt und 
fordern eine Süßigkeitssteuer, weil 
die Deutschen zu dick sind.

Gräuslich die Vorstellung, was da 
noch alles kommen könnte. Prohibi-
tion, weil es zu viele Schrumpflebern 
gibt? Ein Verbot von Grillwürst-
chen wegen erhöhter Krebsgefahr? 
Handysteuer zur Verringerung von 
Strahlenbelastung?

Sage keiner, solche Befürchtungen 
seien aus der Luft gegriffen. Wenn 
der Zeitgeist auf der Welle der po-
litischen Korrektheit reitet, reißt er 
alles mit. Alles.  (ar)
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